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Ukraine: Kommission schlägt vorübergehenden Schutz für
Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine und Leitlinien für Grenzkontrollen vor

Brüssel, 2. März 2022

Die Kommission schlägt heute vor, die Richtlinie über vorübergehenden Schutz zu aktivieren, um
Menschen, die vor dem Krieg in der Ukraine fliehen, rasch und wirksam zu helfen. Dieser Vorschlag
sieht vor, dass Kriegsflüchtlingen vorübergehender Schutz in der EU gewährt wird. Das bedeutet,
sie bekommen eine Aufenthaltserlaubnis sowie Zugang zu Bildung und zum Arbeitsmarkt.

Gleichzeitig legt die Kommission operative Leitlinien vor, die den Grenzschutzbeamten der
Mitgliedstaaten dabei helfen sollen, die Einreise an den Grenzen zur Ukraine effizient zu steuern und
gleichzeitig ein hohes Maß an Sicherheit aufrechtzuerhalten. In den Leitlinien wird ferner empfohlen,
dass die Mitgliedstaaten spezielle Nothilfekorridore für humanitäre Hilfe einrichten und daran
erinnert, dass die Einreise in die EU aus humanitären Gründen gestattet werden kann.

Die Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, erklärte: „Europa steht allen
Schutzbedürftigen bei. Wer vor Putins Bomben flieht, ist in Europa willkommen. Wir werden
Menschen Schutz bieten, die Zuflucht suchen, und denjenigen helfen, die auf einem sicheren Weg
nach Hause zurückkehren möchten.“

Der für die Förderung unserer europäischen Lebensweise zuständige Vizepräsident Margaritis
Schinas erklärte dazu: „In einem historisch beispiellosen Schritt schlägt die Kommission heute vor,
Flüchtlingen aus der Ukraine einen sofortigen Schutz in der EU zu gewähren. Alle Menschen, die vor
dem Krieg fliehen, erhalten einen sicheren Status und Zugang zu Schulen, medizinischer Versorgung
und Arbeit. Gleichzeitig arbeiten wir daran, den Grenzübertritt für Menschen und deren Haustiere
möglichst reibungslos zu gestalten, ohne auf die erforderlichen Sicherheitskontrollen zu verzichten.
Uns wird in diesen Zeiten viel abverlangt, aber die Europäische Union und jeder einzelne ihrer
Mitgliedstaaten lassen keinen Zweifel daran aufkommen, dass wir bereit sind, uns zu engagieren,
und solidarisch mit der Ukraine sind.“

Die für Inneres zuständige EU-Kommissarin Ylva Johansson fügte hinzu: „Ich bin stolz darauf, wie
die EU und die Mitgliedstaaten die Menschen, die vor den Schrecken des Krieges fliehen, unmittelbar
unterstützen. Mit unseren heutigen Vorschlägen werden wir den Mitgliedstaaten noch bessere
Möglichkeiten für eine geordnete und wirksame Bewältigung dieser Krise geben. Wir werden
bedürftigen Menschen Aufenthaltsrechte, Zugang zum Arbeitsmarkt und Wohnraum gewähren.
Zudem stellen wir durch die Leitlinien sicher, dass Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine ohne langwierige
Grenzformalitäten rasch in die EU einreisen können.“

Richtlinie über vorübergehenden Schutz

Seit der Militärinvasion Russlands in der Ukraine sind mehr als 650 000 Menschen in benachbarte
EU-Mitgliedstaaten geflohen. Die Richtlinie über vorübergehenden Schutz wurde speziell dafür
konzipiert, Menschen in Not sofortigen Schutz zu gewähren und eine Überlastung der Asylsysteme
der Mitgliedstaaten zu vermeiden.

Gemäß diesem Vorschlag haben durch den Konflikt vertriebene ukrainische Staatsangehörige und
Menschen, die in der Ukraine heimisch geworden sind, sowie ihre Familienangehörigen Anspruch auf
Schutz in der gesamten Europäischen Union. Auch nicht-ukrainischen Staatsangehörigen und
Staatenlosen, die sich rechtmäßig in der Ukraine aufhalten und nicht in ihr Herkunftsland oder ihre
Herkunftsregion zurückkehren können, wie Asylsuchende oder Personen, denen internationaler
Schutz zuerkannt wurde, sowie ihren Familienangehörigen wird in der EU Schutz gewährt. Andere,
die sich im Rahmen von Kurzaufenthalten in der Ukraine befinden und in der Lage sind, sicher in ihr
Herkunftsland zurückzukehren, fallen nicht unter diesen Schutz. Dennoch sollte ihnen die Einreise in
die EU und die Durchreise gestattet werden, bevor sie in ihre Herkunftsländer zurückkehren.

Angesichts der außerordentlichen und außergewöhnlichen Art dieses Angriffs und der großen Zahl an
Neuankömmlingen in der EU bietet die Richtlinie über vorübergehenden Schutz eine angemessene
Antwort auf die derzeitige Situation, durch:
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Sofortige Gewährung von Schutz und Rechten: Dazu gehören Aufenthaltsrechte, Zugang
zum Arbeitsmarkt, Zugang zu Wohnraum, Sozialhilfe, medizinische oder sonstige
Unterstützung sowie Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts. Für unbegleitete Kinder und
Jugendliche begründet der vorübergehende Schutz das Recht auf gesetzliche Vormundschaft
und Zugang zu Bildung.

Verringerung des Drucks auf die nationalen Asylsysteme durch die Schaffung eines
Schutzstatus mit reduzierten Formalitäten. Dadurch wird eine Überlastung der nationalen
Asylsysteme vermieden und es den Mitgliedstaaten ermöglicht, die Einreisen unter
uneingeschränkter Achtung der Grundrechte und internationalen Verpflichtungen auf
geordnete und wirksame Weise zu bewältigen.

Verstärkte Solidarität und gemeinsame Verantwortung: Die Bestimmungen der Richtlinie
über vorübergehenden Schutz fördern eine ausgewogene Verteilung der Belastungen, die mit
der Aufnahme von Vertriebenen aus der Ukraine verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten. Die
Kommission koordiniert eine „Solidaritätsplattform“, in deren Rahmen die Mitgliedstaaten
Informationen über ihre Aufnahmekapazitäten austauschen können.

Weitere Unterstützung durch die EU-Agenturen: Auf Ersuchen der Mitgliedstaaten können
Frontex, die Asylagentur der Europäischen Union und Europol weitere operative Unterstützung
leisten, damit eine reibungslose Durchführung dieses Beschlusses gewährleistet ist.

Leitlinien für das Grenzmanagement

In den Leitlinien für das Außengrenzenmanagement wird klargestellt, welche Erleichterungen den
Grenzschutzbeamten der Mitgliedstaaten im Rahmen der Schengen-Vorschriften bei der
Durchführung von Grenzkontrollen zur Verfügung stehen. Dies wird dazu beitragen, ein effizientes
Grenzmanagement zu gewährleisten, damit die Menschen, die vor dem Krieg fliehen, unverzüglich
Zuflucht finden können, aber auch ein hoher Standard der Sicherheitskontrollen aufrechterhalten
wird.

Folgende Maßnahmen zur Erleichterung stehen u. a. zur Verfügung:

Vereinfachung von Grenzkontrollen an den Grenzen zwischen der EU und der Ukraine: Im
Rahmen der Schengen-Vorschriften können Grenzschutzbeamte aufgrund außergewöhnlicher
Umstände die Grenzkontrollen für bestimmte Personengruppen vorübergehend lockern. In den
Leitlinien werden Kriterien festgelegt, anhand deren die Mitgliedstaaten entscheiden können,
für wen dies gelten könnte, damit den Bedürfnissen schutzbedürftiger Personen
– beispielsweise Kindern – Rechnung getragen werden kann. Kann die Identität der
ankommenden Person nicht festgestellt werden, sollte eine regelkonforme
Grenzübertrittskontrolle durchgeführt werden. Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten
beschließen, die Grenzkontrollen während oder nach der Beförderung der Reisenden an einen
sicheren Ort und nicht an der Grenzübergangsstelle selbst durchzuführen. Diese beiden
Maßnahmen werden dazu beitragen, die Wartezeiten an der Grenze zu verkürzen, damit die
Menschen unverzüglich einen sicheren Ort erreichen können.

Flexibilität im Hinblick auf die Einreisevoraussetzungen: Nach den Schengen-Vorschriften
können Grenzschutzbeamte Drittstaatsangehörigen die Einreise in das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats aus humanitären Gründen gestatten, auch wenn diese nicht alle
Einreisevoraussetzungen erfüllen (z. B. wenn sie nicht über einen gültigen Reisepass oder ein
gültiges Visum verfügen). Die Mitgliedstaaten könnten diese Ausnahmeregelung anwenden,
um allen Personen, die vor dem Konflikt in der Ukraine fliehen, die Einreise zu gestatten.

Zulassen von Grenzübertritten an vorübergehenden Grenzübergangsstellen außerhalb
der offiziellen Grenzübergangsstellen: Dies könnte in der aktuellen Lage dazu beitragen,
Verzögerungen an der Grenze zu verringern, wenn beispielsweise die Straßen zu den offiziellen
Grenzübergangsstellen durch verlassene Autos blockiert werden.

Leichter Zugang für Rettungsdienste und humanitäre Hilfe: Die Mitgliedstaaten sollten
besondere Vorkehrungen treffen, um die Ein- und Ausreise von Rettungsdiensten, Polizei und
Feuerwehr zu erleichtern, damit Menschen, die auf den Grenzübertritt warten, auch
medizinische Hilfe geleistet und ihnen Nahrung und Wasser bereitgestellt werden kann. Die
Mitgliedstaaten sollten an den Grenzübergangsstellen auch spezielle Korridore einrichten, mit
denen die Zufahrt und Rückkehr der Organisationen, die humanitäre Hilfe für die Menschen in
der Ukraine leisten, gewährleistet wird.

Persönliche Gegenstände und Haustiere: Aus der Ukraine vertriebene Menschen können
persönliche Gegenstände zollfrei mitführen. In den Leitlinien wird auch klargestellt, welche
Erleichterungen für diejenigen, die ihre Haustiere mitnehmen, möglich sind.

In den Leitlinien wird den Mitgliedstaaten nachdrücklich empfohlen, auf die Unterstützung, die die
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EU-Agenturen leisten können, zurückzugreifen: Frontex kann bei der Identifizierung und
Registrierung ankommender Personen behilflich sein, und Europol kann Beamte entsenden, die die
Mitgliedstaaten bei Zweitkontrollen unterstützen.

Nächste Schritte

 Es obliegt dem Rat, den Vorschlag für vorübergehenden Schutz anzunehmen. Der Rat hat auf seiner
außerordentlichen Tagung am Sonntag, 27. Februar, bereits breite Unterstützung für beide
Maßnahmen bekundet und zugesagt, die beiden Dokumente auf der Tagung des Rates (Justiz und
Inneres) am Donnerstag, 3. März, zu erörtern. Nach Annahme des vorübergehenden Schutzes würde
dieser unverzüglich und für ein Jahr gelten. Dieser Zeitraum wird automatisch um Zeiträume von
sechs Monaten um höchstens ein Jahr verlängert.

Die Kommission kann dem Rat jederzeit vorschlagen, den vorübergehenden Schutz zu beenden,
wenn die Lage in der Ukraine die sichere und dauerhafte Rückkehr der Personen, denen
vorübergehender Schutz gewährt wurde, ermöglicht, oder den vorübergehenden Schutz um ein
zusätzliches Jahr zu verlängern.*

Die Leitlinien für das Außengrenzenmanagement sind ein Dokument ohne bindende Wirkung, das die
Grenzschutzbeamten bei ihrer Arbeit unterstützen soll. Die Grenzschutzbeamten der Mitgliedstaaten
können sich die darin enthaltenen Klarstellungen unverzüglich zunutze machen. 

Hintergrund

Seit Beginn der Invasion der Ukraine durch Russland hat die EU die ukrainische Bevölkerung
unterstützt. Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben Sanktionen gegen das Russland Putins und das
Lukaschenko-Regime in Belarus verhängt, die humanitäre Hilfe sowie die finanzielle und operative
Unterstützung der Mitgliedstaaten verstärkt und die EU und ihre Mitgliedstaaten bieten den
Menschen, die vor dem Krieg in der Ukraine fliehen, einen sicheren Zufluchtsort.

Der vorübergehende Schutz ist eine außergewöhnliche Maßnahme, um Vertriebenen, die aus nicht
zur EU gehörenden Staaten stammen und nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren können, sofortigen
und vorübergehenden Schutz zu gewähren.

Der Schengener Grenzkodex, in dem die Regeln für das Überschreiten der EU-Außengrenzen und die
Einreisevoraussetzungen für Drittstaatsangehörige innerhalb der EU festgelegt sind, sieht in
bestimmten Fällen Flexibilität vor, um die Formalitäten in dringenden Krisensituationen auf ein
Minimum zu reduzieren. In den heute veröffentlichten Leitlinien wird klargestellt, welche
Möglichkeiten und Erleichterungen den Grenzschutzbeamten der Mitgliedstaaten bei der Bewältigung
der Lage an den EU-Außengrenzen zur Ukraine zur Verfügung stehen.

Weitere Informationen

Vorschlag für vorübergehenden Schutz

Operative Leitlinien für das Außengrenzenmanagement zur Erleichterung des Grenzübertritts an den
Grenzen zwischen der Ukraine und der EU

Richtlinie über vorübergehenden Schutz (2001/55/EG)

Vorschlag für eine Verordnung zur Bewältigung von Krisensituationen und Situationen höherer
Gewalt im Bereich Migration und Asyl

Factsheet

*Aktualisiert am 2.3.2022 um 15:00 Uhr

IP/22/1469

Kontakt für die Medien:

Anitta HIPPER (+32 2 298 56 91)
Laura BERARD (+32 2 295 57 21)
Ciara BOTTOMLEY (+32 2 296 99 71 )

Kontakt für die Öffentlichkeit: Europe Direct – telefonisch unter 00 800 67 89 10 11 oder per E-Mail

Related media

 

Visit of Ylva Johansson, European Commissioner, to Romania

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%253A32016R0399
https://ec.europa.eu/home-affairs/proposal-council-implementing-decision-implementing-temporary-protection-directive_de
https://ec.europa.eu/home-affairs/communication-providing-operational-guidelines-external-border-management-eu-ukraine-borders_de
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2001:212:0012:0023:DE:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:52020PC0613
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_22_1472
mailto:anitta.hipper@ec.europa.eu
mailto:laura.berard@ec.europa.eu
mailto:ciara.bottomley@ec.europa.eu
http://europa.eu/contact/
http://europa.eu/contact/call-us/index_de.htm
http://europa.eu/contact/write-to-us/index_de.htm

	Ukraine: Kommission schlägt vorübergehenden Schutz für Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine und Leitlinien für Grenzkontrollen vor

